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Vorlesungsprüfung IPR, 29. Juni 2026 
Korrekturbla,, Teil I 

Teil I: 
Multiple Choice (50%) 

Bearbeitungshinweise für Teil I 

• Jede Multiple-Choice-Frage hat eine oder mehrere richtige Antworten. 

• Jede Frage ist einen Punkt wert. Punkte werden nur für die vollständig korrekte(n) Antwort(en), 

gegebenenfalls inklusive der korrekten Verweisungsnorm, vergeben. 

• Gehen Sie in jedem Fall davon aus, dass zuständige österreichische Gerichte oder Verwaltungs-

behörden befasst sind. 

1. Welche der folgenden Ziele verfolgt das österreichische IPR? 

 Anwendung des sachnächsten Rechts 

 Entscheidungseinklang 

 Vermeidung hinkender Rechtsverhältnisse 

 Anwendung der gerechtesten Rechtsordnung 

2. Für welche der folgenden Anknüpfungsgegenstände besteht europäisches Kollisionsrecht?  

 Formgültigkeit von Verträgen 

 Wirksamkeit von Ehen 

 Schadenersatz für Umweltverschmutzungen 

 Ansprüche aus Geschäftsführung ohne Auftrag 

3. Welche der folgenden Aussagen zum ordre public sind zutreffend? 

 Österreichische Gerichte dürfen kein Recht autokratischer Staaten anwenden. 

 Wenn ausländisches Recht im Widerspruch zu zwingendem österreichischem Recht steht, 

verstößt es gegen den ordre public. 

 Bei Haager Übereinkommen besteht kein Ordre-public-Vorbehalt. 

 Je enger der Bezug eines Falls zu Österreich, umso strenger wird der ordre public gehand-

habt. 

4. Welche der folgenden Rechtsverhältnisse sind nicht nach der Rom I-VO anzuknüpfen? 

 Kaufvertrag über ein Segelboot 

 Consultingvertrag 

 GmbH-Gesellschaftsvertrag 

 Ehevertrag 
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5. Welche der folgenden Aussagen über die Rück- und Weiterverweisung (renvoi) sind zutreffend? 

 Eine Rück- oder Weiterverweisung ist nur bei Sachnormverweisungen relevant. 

 Nach § 5 IPRG ist nur die Rück- und nicht die Weiterverweisung beachtlich. 

 Das IPRG enthält keine Sachnormverweisungen. 

 Im europäischen IPR gibt es üblicherweise keine Rück- und Weiterverweisung. 

6. Der österreichisch-spanische Staatsbürger Jorge heiratet den finnischen Staatsbürger Heikki wäh-

rend eines Kurzurlaubs in Amsterdam (Niederlande). Welche Rechtsordnungen können die beiden 

für ihren Ehegüterstand wählen? 

 Österreichisches Recht 

 Niederländisches Recht 

 Spanisches Recht 

 Finnisches Recht 

Diese Antwort ergibt sich aus der/den folgenden Verweisungsnorm(en): 

Art 22 Abs 1 lit b EheGüVO (auch akzeptiert: Art 22 EheGüVO; nicht akzeptiert: § 19 IPRG) 

7. Die Stahl AG (Hauptverwaltung: Ingolstadt, Deutschland) befindet sich in harten Tarifverhandlungen 

mit der deutschen Gewerkschaft Metall Interessen e.V. Als diese zu europaweiten Solidaritätspro-

testen aufruft, um die Stahl AG unter Druck zu setzen, fährt die ungarische Gewerkschaft UNG Metall 

mit Bussen über die Grenze nach Österreich und umzingelt die Produktionsstätte der Stahl AG in 

Oberwart (Burgenland). Die Produktion muss stillgelegt werden und der Stahl AG entgeht der ge-

samte Tagesumsatz. Nach welchem Recht richtet sich, ob sie von der UNG Metall nun Schadenersatz 

erlangen kann? 

 Ungarisches Recht 

 Österreichisches Recht 

 Deutsches Recht 

Diese Antwort ergibt sich aus der/den folgenden Verweisungsnorm(en): 

Art 9 Rom II-VO (auch akzeptiert: Art 4 Abs 1 Rom II-VO; nicht akzeptiert: Art 4 Abs 3 Rom II-VO) 

8. Der Unternehmer Jamal (Staatsangehörigkeit Saudi-Arabien, Geburtsjahr 1951) ist in Dschidda 

(Saudi-Arabien) aufgewachsen, 1971 nach Paris (Frankreich) ausgewandert und hat sich dort ein er-

folgreiches Immobilienimperium aufgebaut. 2018 errichtet er eine letztwillige Verfügung, in welcher 

er bestimmt, dass seine Rechtsnachfolge von Todes wegen dem Recht Saudi-Arabiens unterliegen 

soll. Nach seiner Pensionierung im Jahr 2021 verkauft er seine Pariser Wohnung und zieht in das 

schöne Salzburg, wo er den Rest seines Lebens verbringt. 2025 verstirbt Jamal. Er hinterlässt seine 

Tochter Nura und seinen Sohn Salim (beide französische Staatsangehörige). Als Nura davon erfährt, 

Alternativlösung: Anwendung des ErwGr 50 auch 

auf Rechtswahl (entgegen hM); daher iVm § 9 Abs 1 

S 2 IPRG nur Antwortmöglichkeit 1 und 4. 

Alternativlösung: Subsumtion von Dritten unter Art 9 

Rom II-VO strittig, daher auch Art 4 Abs 1 Rom II-VO ak-

zeptiert (Schadenseintrittsort jedenfalls Ö, nicht DE). 

Keine off. engere Verbindung zu DE oder HU. 
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dass die Erbfolge saudi-arabischem Erbrecht unterliegen soll, kann sie es kaum fassen, denn danach 

würde Salim (als Mann) zwei Drittel und sie selbst (als Frau) nur ein Drittel erben. Welche der folgen-

den Aussagen sind zutreffend? 

 Die Erbfolge unterliegt insgesamt dem Recht Österreichs. 

 Die Erbfolge unterliegt insgesamt dem Recht Frankreichs. 

 Nura wird ein Drittel, Salim zwei Drittel der Verlassenschaft erhalten. 

 Nura und Salim werden gleiche Anteile an der Verlassenschaft erhalten. 

Diese Antwort ergibt sich aus der/den folgenden Verweisungsnorm(en): 

Art 22 Abs 1 iVm Art 35 EuErbVO (auch akzeptiert: nur Art 35 EuErbVO; nur § 6 IPRG) 

 

 

9. Die österreichische Autorin Elfriede findet schockiert heraus, dass die deutsche TVD Verlags GmbH 

ohne Erlaubnis Nachdrucke von ihrem neuesten Roman verbreitet. Erbost über diese vermeintliche 

Urheberrechtsverletzung klagt sie auf Unterlassung. Welche der folgenden Aussagen sind zutreffend? 

 Das Gericht wird Art 8 Rom II-VO zu berücksichtigen haben. 

 Das Gericht wird § 34 IPRG zu berücksichtigen haben. 

 Die Rom II-VO wäre nur anwendbar, wenn Elfriede Schadenersatz verlangt. 

 Im internationalen Immaterialgüterrecht gilt das sogenannte Schutzlandprinzip. 

10. Der Franzose Jacques (gewöhnlicher Aufenthalt: Rosenheim, Deutschland) verkauft der Österreiche-

rin Petra (gewöhnlicher Aufenthalt: Salzburg) einen gebrauchten Laptop. Zur Übergabe kommt Jac-

ques extra nach Österreich, wo er Petra den Laptop persönlich übergibt. Später stellt sich heraus, 

dass der Laptop Jacques gar nicht gehörte, sondern er diesen vom Niederländer Max (gewöhnlicher 

Aufenthalt: Groningen, Niederlande) gestohlen hatte. Petra fragt sich nun, ob sie am Laptop trotz-

dem Eigentum erworben hat. Nach welchem Recht richtet sich dies?  

 Österreichisches Recht 

 Deutsches Recht 

 Französisches Recht 

 Niederländisches Recht 

Diese Antwort ergibt sich aus der/den folgenden Verweisungsnorm(en): 

§ 31 Abs 1 IPRG (auch akzeptiert: § 31 IPRG; nicht akzeptiert: § 31 Abs 2 IPRG; sämtliche Verweise auf 

Rom I-VO oder § 35 IPRG) 

 

Alternativlösung: Belegenheit des Laptops bei Vertragsschluss 

DE à theoretisch könnte dieses auch bloßen Vertragsschluss als 

ET-Erwerbstatbestand vorsehen; akzeptiert daher auch Antwort-

möglichkeiten 1 und 2. Nennung von Ö jedenfalls erforderlich. 

Rechtswahl des Staatsangehörigkeitsrechts gem Art 22 Abs 1 grds wirksam; keine gänzliche Ver-

drängung durch ordre public, jedoch Beseitigung der geschlechterdiskriminierenden Erbquoten 

(str: entweder Rückgriff auf § 6 IPRG oder Modifikation des Erbstatuts). 
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Name:  

Matrikelnummer:  

Gesamtnote:  

Frage 1: Nach welchem Recht richtet sich, ob Julian und Anna in Las Vegas wirksam geheiratet haben? 

1. Anwendbares Kollisionsrecht 

Kein vorrangiges Völker- oder Unionsrecht. 0,5  

Zu unterscheiden ist zwischen der formellen und materiellen Wirksamkeit der Eheschließung. 0,5  

2. Formelle Wirksamkeit 

Ob ein Schausteller in privaten Räumlichkeiten wirksam die Trauung vornehmen kann, ist als Formfrage zu qualifizieren. 0,5  

Die formelle Wirksamkeit der Eheschließung richtet sich nach § 16 Abs 2 IPRG (Auslandsehe). 0,5  

Demnach wirksam, wenn entweder die Formvoraussetzungen der Personalstatute (kumulativ) oder die Ortsform erfüllt ist. 0,5  

Das Personalstatut bestimmt sich gemäß § 9 Abs 1 S 1 IPRG durch die Staatsangehörigkeit. 0,5  

Die Eheschließung ist daher formwirksam, wenn sie entweder (1) dem Recht Nevadas (auch akzeptiert: der USA) oder (2) kumulativ dem 
Recht Österreichs und Italiens entsprach. 

0,5  

Zusatzpunkt: Der Verweis auf die Ortsform in § 16 Abs 2 IPRG ist eine Sachnormverweisung. 0,5 ZP  

Zusatzpunkt: Das US-amerikanische Privatrecht ist regional gespalten; in Ermangelung bundesweiten interlokalen Kollisionsrechts bestimmt 
sich die anwendbare Teilrechtsordnung gemäß § 5 Abs 3 S 2 IPRG durch die stärkste Beziehung; das ist beim Verweis auf die Ortsform der Ort 
des Rechtsgeschäfts à Recht des Bundesstaats Nevada. 

0,5 ZP  

3. Materielle Wirksamkeit 

Ob Julian und Anna trotz ihres Alters wirksam die Ehe schließen konnten (Ehemündigkeit), ist als Frage der materiellen Wirksamkeit zu 
qualifizieren. 

0,5  

Die materielle Wirksamkeit der Eheschließung richtet sich nach § 17 Abs 1 IPRG.  0,5  

Demnach wirksam, sofern für jeden Ehegatten jeweils die Bestimmungen des eigenen Personalstatuts erfüllt sind. 0,5  

Sofern noch nicht bepunktet: Das Personalstatut bestimmt sich gemäß § 9 Abs 1 S 1 IPRG durch die Staatsangehörigkeit. 0,5 ZP  

Es gilt also für Anna das Ehemündigkeitsalter des italienischen Rechts, für Julian das Ehemündigkeitsalter des österreichischen Rechts. 0,5  

Zusatzpunkt: Der Verweis auf das Personalstatut in § 17 Abs 1 IPRG ist für Anna eine Gesamtverweisung auf das italienische Recht (welche 
allerdings nach den Bearbeitungshinweisen angenommen wird). 

0,5 ZP  

Zusatzpunkt: Überlegungen zur Ordre-public-Widrigkeit einer Ehe unter 17-Jährigen (Argumente in beide Richtungen möglich). 0,5 ZP  

Frage 2: Nach welchem Recht richtet sich, ob Julian eine (teilweise) Rückerstattung erhalten kann? 

1. Anwendbares Kollisionsrecht 

Vertragliches Schuldverhältnis in Zivil- und Handelssachen: Anwendbarkeit der Rom I-VO. 0,5  

Insbesondere sind Fragen der Vertragskonformität (Art 12 Abs 1 lit a, b Rom I-VO) sowie Folgen der Schlechterfüllung (Art 12 Abs 1 lit c 
Rom I-VO) vom Vertragsstatut erfasst. 

0,5  

2. Anknüpfung 

Vertrag zwischen einer juristischen Person und einer nicht unternehmerisch handelnden natürlichen Person: Verbraucheranknüpfung nach 
Art 6 Rom I-VO fraglich. 

0,5  

Situativer Anwendungsbereich des Art 6 Abs 1 lit a Rom I-VO erfüllt: Ausrichten der wirtschaftlichen Tätigkeit auf Österreich durch Schalten 
deutschsprachiger Werbung an Nutzer sozialer Medien in Österreich. 

0,5  

Keine Ausnahme als Reisevertrag gemäß Art 6 Abs 4 lit b Rom I-VO, da die Gegenausnahme des Pauschalreisevertrags erfüllt ist. 0,5  

Anknüpfungspunkt daher der gewöhnliche Aufenthalt des Verbrauchers, hier mangels anderer Anzeichen der Wohnort des Julian in Wien 
à österreichisches Recht anwendbar.  

0,5  

Zusatzpunkt: Keine Ausnahme als ausschließlich im Ausland zu erbringender Dienstleistungsvertrag gemäß Art 6 Abs 4 lit a Rom I-VO, da 
Beginn- und Endpunkt der Reise in Österreich sind. 

0,5 ZP  

Zusatzpunkt: Für eine ausführlichere, korrekte Definition des gewöhnlichen Aufenthalts einer natürlichen Person nach der Rom I-VO. 0,5 ZP  

Stringenz und Aufbau 1,5 P  

Punkte aus Teil II (Falllösung) 10 P  

Punkte aus Teil I (Multiple Choice) 10 P  

GESAMTPUNKTE 20 P  


